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Bürgermeister Jonas gratuliert Eisernem Hochzeitspaar

10 . Februar ( RK ) Heute feierten Rosalia und Leopold Wagner ,
18 , Währinger Gürtel 59 , das seltene Fest der Eisernen Hochzeit.
Leopold V/agner , der von Beruf Metalldreher war , wurde 1856 in Wien
geboren . Seine Frau ist um ein Jahr jünger . Beide haben am 10.
Februar 1891 in Hernals den Bund für Leben geschlossen , beide sind
euch in Wien geboren , also echte Kinder unserer Stadt . Frau Wagner
schenkte sieben Kindern das Leben , zwei Enkel und zwei Urenkel
sind auch schon da.

Bürgermeister Jonas besuchte heute vormittag das greise Jubel¬
paar in ihrer Wohnung in Währing und überreichte ihnen die Ehren¬
gaben der Stadt Wien sowie einen großen Fliederstrauß . Er gratu¬
lierte Rosalia und Leopold Wagner herzlich zu ihrer Eisernen Hoch¬
zeit und wünschte alles Gute für den weiteren Lebensweg,

Ein Jugendbuch über Toni Sailer

Kar1
_

B ru ckner schreibt
_

" Der Sieger von Cortina"

10 . Februar ( RK ) Ber von der Gemeinde Wien mit dem Jugend¬
buchpreis 1954 ausgezeichnete Schriftsteller Karl Brückener wird
im Verlag für Jugend und Volk ein neues Jugendbuch mit dem Titel
" Ber Sieger von Cortina " herausgeben . Der Autor wird schon in den
nächsten Tagen nach Kitzbühel fahren , um an Ort und Stelle die
benschen und die Natur um Österreichs berühmten Olympiasieger Toni

ZUL studieren.
Karl Bruckner erhielt von der Stadt Wien den Jugendbuchpreis

•̂ 954 für " Giovanna und der Sumpf " .
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Die neue Schlichtungsstelle der Gemeinde Wien

10 . Februar ( RIC ) In Ergänzung der vor einigen Tagen erfolg¬

ten Verlautbarung Liber die Schaffung einer zentralen Schlichcungs

stelle beim Wiener Magistrat wird zur Behebung von auf getauchten

Zweifeln folgendes klargestellt i

Die bei der Magistratsabteilung 50 , 1 , Rathausstraße 2 , neu

errichtete zentrale Schlichtungsstelle hat die Auigabe , auf fol¬

gende Anträge zu entscheiden » nach dem Wohnungseigentumsgeseoz

und nach dem Zinsstoppgesetz , soweit es sich um Anträge wegen

Zinserhöhung zwecks Vornahme von Erhaltungsarbeiten handelt.

An allen anderen Angelegenheiten des Zinsstoppgesetzes und

in allen Angelegenheiten des Mietengesetzes und des Wohnhaus - Wie¬

deraufbaugesetzes sind , die Schlichtungsstellen bei den Magistrat!

sehen Bezirksämtern zuständig.
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Wiener Landtag

10 . Februar ( RK ) Unter dem Vorsitz seines Präsidenten Marek

trat heute vormittag
' der Wiener Landtag zusammen . Zu Beginn der

Sitzung hielt der Vorsitzende einen Nachruf auf den am 19 . Jänner

verstorbenen Abgeordneten Johann Weber ( SPÖ ) . Die Mitglieder des

Hauses erhoben sich während der Ausführungen von Präsident Marek

von ihren Sitzen.
Ferner brachte Präsident Marek dem Landtag ein Schreiben von

Bundespräsident Lr . h . c . Körner zur Kenntnis , in dem dieser für die

ihm anläßlich der Festsitzung zum zehnjährigen Bestand des Wiener

Landtages übermittelten Grüße herzlicbst dankt.

Ferner lagen vor 2 ein Antrag der VO , betreffend " einen Protest

der Wiener Landesregierung gegen die beabsichtigte Schlicfung des

niederösterreichischen Land eskrankenhauses in Wien " und ein Antra g
d er ÖVB , betreffend " das Verbot gewisser nichtgewerbsmäßiger Ver¬

teilertätigkeiten ( Betriebsaktioncn - Verbotsgesetz ) " . Beide Anträge
wurden der geschäftsordnungsgemäßen Behandlung zugewiesen.

Line Anfre/c der
_
V0 betrifft " die offensichtliche Verletzung

Wiener Interessen durch die Nichtverlängerung des Wohnungsanforde¬

rung sgesetzes " . Dazu wurde der Ant rag auf Verlesung _
und Be srre chung

gestellt . Eine zweite Anfrage der VO beschäftigt sich mit einer
" Entschließung des Landestages für Wien für ein Verbot von Schund¬

literatur und Gangsterfilmen " . Auch dazu wurde der Antrag a u f Ve r-
1 e sun g u nd Bes p rechung gestellt . Darüb er wird vor Schluß der Sit¬

zung abgestimmt werden.
Anstelle des verstorbenen Abg . W eber wählte der Wiener Land¬

tag als stellvertretendes Mitglied in die Berufungskommission nach
dem Abgabenrechtsmittelgesetz den Landtagsabgeordneten Dr . Jakl

( SPÖ ) .
Über eine Gesetzesvorlage , betreffend ' die Weitergolt un g e 1 ek-

tr izitätsrechtlicher Vorschriften im Lande Wien referierte Stadt-
uat Afritsch ( SPÖ ) . Er führte aus , daß hinsichtlich des Elektrizi¬
tätswesens nach dem Bundesverfassungsgesetz in den meisten Fällen
die Grundsatzgesetzgebung Bund es Sache ist , die Erlassung von Aus-

Wihrungsgesetzen und die Vollziehung jedoch Sache der Länder . Das

. /•
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vom Wiener Landtag aur Grund der Verfassung im Janre 1921 beschlos¬

sene Elektrizität sgesetz wurde jedoch durch die Einführung des

Reichsdeutschen Energiewirtschaftsrechtes außer Kraft gesetzt . Die

reichsrechtlichen Vorschriften blieben auch nach 1945 gültig , da

es sich nicht um nationalsozialistisches Gedankengut handelte.

Seit 1948 wurden nun eine Reihe von Entwürfen für das neue Elek¬

trizitätsgrundsatzgesetz ausgearbeitet , die jedoch aus verschiede¬

nen Gründen nicht im Nationalrat eingebracht wurden . Da in abseh¬

barer Zeit mit dem Zustandekommen des Bundesgesetzes nicht gerecn—

net werden kann , ergibt sich die Notwendigkeit , den gegenwärtigen

Zustand auf dem Gebiet des Elektrizitätswesens eindeutig zu klä¬

ren . Diesem Zweck dient der vorliegende Gesetzentwurf.

Bei der Abstimmung wurde das Gesetz in erster und zweiter

Lesung einstimmig angenommen.
Nunmehr gelangte die An frage der Abg , Hausner , Kronberger und

Genossen ( V0 ) an den Landeshauptmann zur Beratung , betreffend " die

off entsichtliche Verletzung Wiener Interessen durch die Nichtver¬

längerung des Wohnungsanforderungsgesetzes " .

Die Anfragesteller richten darin an den Landeshauptmann fol¬

gende Anfragens Wie erklärt es der Herr Landeshauptmann , daß die

Interessen Wiens und seiner Bevölkerung bei den Beratungen üoer

eine Verlängerung des Wohnungsanforderungsgesetzes in keiner Weise

berücksichtigt , sondern offensichtlich außer acht gelassen worden

sind ? Wie erklärt es der Herr Landeshauptmann , daß sich das Mini¬

sterkomitee , dem drei Miniter der SPÖ und drei der ÖVP angehörten,

wie auch der gesamte Ministerrat darüber geeinigt haben , das Woh¬

nungsanforderungsgesetz nicht zu verlängern , obwohl dies den In¬

teressen Wiens wie auch den Interessen vieler anderer Gemeinden

widerspricht ? Wie erklärt es der Herr Landeshauptmann , daß kein

einziger der 75 Nationalräte der 3PÖ , also auch nicht der Herr

Landeshauptmann selbst , im Parlament einen Initiativantrag gestellt
hat , daß das Wohnungsanforderungsgesetz verlängert werden soll?

Ist der Herr Landeshauptmann bereit , bei der Bundesregierung vor¬

stellig zu werden und zu verlangen , daß das Wohnungsanforderungs—
recht der Gemeinden , insbesondere der Stadt Wien , ehestens wieder¬

hergestellt werde?
In Begründung des Antrages auf Verlesung und Besprechung der
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Anfrage in der heutigen Sitzung führte Abg , Ha usner ( V0 ) aus , daß

der Beschluß des Ministerrates , das Wohnungsanforderungsgesetz

nicht mehr zu verlängern und dadurch den Gemeinden die Möglichkeit

zu nehmen , freiwerdende Wohnungen zu erfassen und gerecht zu ver¬

teilen , in der Wiener Bevölkerung Empörung ausgelöst habe . Die bei¬

den Koalitionspart eien hätten sich in der Folge oemüht , sich gegen¬

seitig die Schuld für die Hichtverlüngerung dos Wohnungsanforde¬

rungsgesetzes zuzuschieben , Bie Wohnungslosen sind nunmehr der

Willkür der Hausherren ausgeliefert und es ist bekannt , daß nach

dem Ablauf der Geltungsdauer des Wohnungsanforderungsgesetzes die

Preise für die Wohnungen gigantisch gestiegen sind . Die Bevölkerung

verlange daher mit Recht , daß die Bestimmungen des Wohnungsanfor¬

derungsgesetzes wieder in Kraft gesetzt und verbessert werden sei - ,

len.
Bei der Abstimmung wird der Antrag auf Besprechung clor An¬

frage in der heutigen Sitzung gegen die Stimmen der VO abgelehnt.

Die Antwort wird auf schriftlichem Wege erfolgen.

In einer Anfrage des 1 Abg , Br . Christoph ( VO ) an den Bandes¬

hauptmann wird verlangt , der Landtag für Wien möge eine Entscalles-

sung für ein Verbot von Schundliteratur und Gangsterfilmen fassen,

in der von der Bundesregierung gefordert wird , die Einiunr von

Schundliteratur und Gangsterfilmen generell zu verbieten und wirk¬

same Maßnahmen gegen die Verbreitung von Schundliteratur zu tref¬

fen.

Abg . Br . Christoph erklärte , es sei höchste Zeit , endlich ein¬

schneidende Maßnahmen gegen die Einfuhr und die Verbreitung von

Schundliteratur und Gangsterfilmen zu treffen . Selbstverständlich

spiele dabei die Erziehung im Elternhaus eine wichtige Rolle , es

sei aber überdies erforderlich , wenn notwendig durch gesetzliche

Maßnahmen , alles aus dem Wege zu räumen , was die Erziehungsarbeit
im Elternhaus erschweren könnte . Bie beste Erziehungsarbeit im

Elternhaus kann durch gewissenlose Geschäftemacher wieder zunichte

gemacht werden,
Ber Antrag ' auf Verlesung und Besprechung der Anfrage in der

heutigen Sitzung wurde gegen die Stimmen der VO abgelehnt . Bie Ant¬

wort wird auf schriftlichem Wege erfolgen.
Damit war die Tagesordnung erledigt.
Präsident Marek schloß die Sitzung des Wiener Bandtages um

11 * 43 Uhr.
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Im Zeichen eines höheren Lebensstandards s

Ab 1 . März - " SW - Hausrat 'ssparen '"

10 , Februar ( RK ) Yor zwei Jahren nahm in Wien die SW -- Möbel¬
aktion ihren Ausgang und verbreitete sich inzwischen über das ge¬
samte Bundesgebiet , Ds,s " Soziale Y/ohnen " unter der Abkürzung " SV/"
ist heute ein allgemein bekannter Begriff * Mit Untersützung der
Gemeinde dien und des G-ewerkschaftsbundes konnten sich viele Ar¬
beiter und Angestellte gute und billige Möbel anschaffen.

Am zweiten Jahrestag der " SW- Möbelaktion " tritt die Zentral¬
sparkasse der Gemeinde Wien , gestützt auf die bis jetzt gesammel¬
ten Erfahrungen , mit einer neuen Aktion vor die Öffentlichkeit,
die ebenfalls der breiten Konsumentenschicht bei der Anschaffung
von Möbeln , und jetzt auch erweitert auf anderen Hausrat viele Er¬
leichterungen bietet.

Die Vertreter der Wiener Presse wurden heute vormittag in
einer vom Vorsitzenden der Zentralsparkasse , Gemeinderat J od 1ba

_
uer ,

Qunberufenen Pressekonferenz über die neue Sparform " 'SW - Hausrat s-
sparen " informiert,

Jie der Vizepräsident des Österreichischen Gewerkschaftsbun-
ocs , Nationalrat 0Iah , ausführte , hat sich die ZentralSparkasse
mit dieser Aktion die Aufgabe gestellt , den Arbeitern und Ange¬
stellten zu einer zweckmäßigeren Verwertung ihres Einkommens zu
verhelfen . Verschiedene Waren sind in Österreich - verglichen mit
üem Veitmarkt - zu teuer , als daß sich die Arbeiter und Angestell¬
ten das kaufen und leisten können , was sie für den Haushalt brau-
cnen . Eie Anschaffung neuer Möbel ist mit großen Kosten verbunden
und bis eine Wohnung behaglich eingerichtet ist , sind große Be¬
trage eriordcrlich . hin weiteres Problem stellt die Erleichterung
öor Hausarbeit dar . Ben Hausfrauen werden heute eine Unzahl von
neuen mechanischen Küchengeräten und Arbeitshilfsmitteln für den
Haushalt angeboton , Pie Verlockung zur Anschaffung solcher Geräte
isu sehr groß , da mit einer geringen Anzahlung und den darauf fol¬
genden Ratenzahlungen solche Geräte preiswert erscheinen . Vielfach
sind derart angeschaffte Geräte sogar unzweckmäßig . Konsumenten,
Lwe oie volle Kaufsumme für solche Waren in ihren Händen haben,
uoro ' en sich dadurch des l ’ ertes des einzelnen Schillings jpchr
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bewußt , und führen bei ihren Einkäufen die Auswahl gründlicher und

britischer durch . Außerdem hat der Barzahler gegenüber dem Raten¬

kauf er Begünstig unge n,
Die Arbeiter und Angestellten werden ab .jetzt durch monatliche

Sparleistungen zu den gewünschten Artikeln kommen . Das " SW - Haus-

ratssparen " hat den Vorteil gegenüber den Ratenzahlungen , daß vom

Einkommen kein bestimmter Betrag für die Ratenzahlung abgezweigt

werden muß . Dies erweist sich als besonders günstig , da es mannh-

mal Umstände gibt , da der Käufer einer Rare mit der Begleichung

von Raten in Verzug gerät und infolgedessen der Eigentumsvorbehalt

geltend gemacht wird.

Abschließend sprach sich Nationalrat Olah für die Schaffung
einer Steuerbegünstigung aus , die er als eine wesentliche Förderung
für das Sparen

''Gezeichnete , Das abgelaufene Sparbegünstigungsgesetz
konnte von der Mehrheit der Arbeiter und Angestellten nicht ausge¬
nützt werden , da sie weder die notwendigen Sparbeträge zur Verfü¬

gung hatten , noch eine so lange Sperrfrist annehmen konnten . Er

setze sich daher für Maßnahmen ein , die das Hausrats sparen auch

steuerlich begünstigen würden.
Der leitende Direktor der Zentralsparkasse der Gemeinde Dien,

Dr , Neubauer , sprach dann über die Durchführung des neuen Spar¬

systems , Bei der Entwicklung des Hausratssparens ist die Zcntral-

sparkasse von der Absicht ausgegangen , dem Sparer das Sparen mög¬
lichst einfach und bequem zu machen . Als einfachstes Sparinstrument
wurde für diesen Fall die Sparmarko gewählt . Das Nominale der ein¬

zelnen Marke beträgt 50 S . Das wesentliche beim SV7 - Hausratssparen
ist , daß die Zcntralsparkasse dem Sparer die Zinsen ber eits im Vor¬
hinein vergütet , das heißt , beim Kauf der Sparmarken , allerdings
immer unter der Voraussetzung , daß der Sparer sein Sparguthaben
mindestens während der einjährigen Soarporiode bei der Sparkasse
ruhen läßt . Der Sparer kann am Anfang des Sparjahres , das ist am
1 * März d,J . , die Sparmarke um vier Prozent unter dem Nominale
und am Ende des Sparjahres zum Nominale erwerben.

Die Zentralsparkasse ist von der Annahme ausgegangen , daß das
Sparen vornehmlich in den Betrieben durchgeführt wird . An diesem

SparSystem kann sich aber jeder beteiligen , indem er bei der Zen-

telSparkasse unter den gloicken Bedingungen die Sparmarken erwirbt.
Vorgesehen ist als Spar :oeriodc ein Jahr und als Sparziel da . s
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Ansparen von Hausratsgegcnständcn . Grundsätzlich ist aber das

Haus rat s spar e n weder an eine Zeig noch an ein b os tirmtos Ziel ge-

bu ndcn . Der Sperr e r kann jederzei t über sei n e Spare inlap_ on
_

v erfugen .

Jode r Haus rat sso arcr , de r 60 Prozent dos jp .r ei s . 3 s sei ne s Spar-

z io 3- c s an ;: c spart hat , jeann durch , einen Hausr a t s s par trcü it , de r

i hm von der Zent
_
ra

_lSparkasse der Gemeinde Wien zur Verfügung ; ge¬

stell t wlrd 9 die restlichen 40 Prozent uberbr a che n . Die Kosten

für diesen Kredit sollen möglichst niedrig gehalten worden und

civa nur vier Prozent des Kaufpreises pro Monat betragen.



10 . Februar 1956 ' 1Ha t h au s - Ko r r e s p o n d e n z 11 Blatt 207

Wiencr Gerneind e rat

10 . Februar ( HK ) Unter dem Vorsitz von Bürgermeister Jonas

trat heute mittag der Wiener Gemeinderat zu einer Sitzung zusam¬

men . Von der V0 lag eine Anfrage vor . Die ÖVP brachte zwei Anfra¬

gen ein . Ferner brachten die Gemeinderäte Dr . Soswinski , Kronber¬

ger und Genossen ( V0 ) eine An frage betreffend " Verletzung des

Koalitionsrechtes der Gemeindebediensteten seitens der Gemeinde¬

verwaltung , bezw . der Wiener Stadtwerke durch Verfolgun ; von Ver¬

trauensmännern und anderen Bediensteten " ein und beantragten de¬

ren Verlesung und Besprechung in der heutigen Sitzung . T/eiters

wurden fünf Anträge? eingebracht , und zwar von den Gemeinderäten

Dr . Freytag , Mühlhauser , Römer . und Genossen ( ÖVP ) ,betreffend
" Spende für die Sammlung der Barmherzigen Brüder "

; von den Gemein¬

deräten Dr . Freytag , Schwaiger , Zink und Genossen ( ÖVP ) ,betreffend
" Gewährung einer Uhrenpension für die Ärmelkanalbezwingerin Faber-

Johanny "
; von den Gemeinderäten Lauscher , Kronberger und Genossen

( V0 ) ,betreffend " die Forderung der V/iener Arbeiterschaft nach Ab¬

urteilung des Hochverräters Starhemberg und Schaffung eines Anti-

Starhemborg - Sesetzes " ; von den Gemcinderäten Hausner , Kronberger
und Genossen ( V0 ) ,betreffend " die Wiederherstellung des Y/ohnungs-
anforderun ^ srechtes der Gemeinden , insbesondere der Stadt Wien " ;
ferner von den Gemeinderäten Dr . Christoph und Genossen ( V0 ) ,
betreffend eine " Erhöhung der Entschädigung für Blutspender " .
Die Anträge wurden den zuständigen Gemeinderatsausschüssen zur

Behandlung zugewiesen.
Der Bürgermeister teilt sodann mit , daß durch das Ableben

des Gemeinderates Weber ( SPÖ ) die Stelle eines Gemeinderates im
29 . Wiener Gemeindebezirk freigeworden ist . Als Ersatzmann wurde
Herbert Llayr ( SPö ) einberufen und von Bürgermeister Jonas angelobt.

Der nächste Punkt der Tagesordnung sieht die Wahl von sechs
Mitgliedern des Gemeind erates als S chriftf ' hror vor , da die mit
einem Jahr festgesetzte Funkticnsdauer der Schriftführer abgelaufen
ist . Die Sozialistische Partei schlägt hierfür die Gerneinderüte
Maria H irsehler , Maria Jacobi , Fritz Ko n ir und Leopold Mis tingcr
'7 or , die Österreichische Volkspartci die Gemeinderäte Prof . Markus
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Bit tner und Franz Walzer , Die Wahlvorschläge wurden bei der Ab¬

stimmung angenoiiimen und die C- enannten oind damit auf die Dauer

eines Jahres zu Schriftführern des Gemeinderates gewählt.

Durch das Ableben des Gemeinderates Weber sind noch drei wei¬

tere Wahlen notwendig geworden , und zwar die Wahl eines Mitgliedes

des Gemeinderatsausschusses für Baubehördliche und sonstige tech¬

nische Angelegenheiten VII , ferner eines Mitgliedes des Gemeinde-

ratsausschussos für Städtische Unternehmungen All und eines Mit¬

gliedes des Vorstandes der Krankenfürsorgeanstalt . Der neue Ge¬

meind erat Mar/ r wird zum Mitglied des Gemeind erat saus Schusses JII

und Mitglied des Vorstandes der Krankenfür .sorgeanstalt gewählt,

Gemeinderat Diwan ec zum Mitglied dos G eine i n ü c rat 'saus s c hus s e s All.

Stadtrat Resch ( SPÖ ) referiert sodann einen Antrag auf Brhö-

hung der Obe rgro nze für d je G- cwahrung von zinsenircion I n s
_

o and sc t—

zune ŝdariehen vgn _
50

^
Millionen

_
auf 80

^
Milli onen Schilling . Der Re¬

ferent verweist auf die Notwendigkeit dieser Erhöhung , die vor

allem den Mietern alter und schlechter Ahnungen zugute kommt.

Durch die zinsenloscn Darlehen worden die Aufwendungen iür die In¬

standsetzungen wesentlich herabgesetzt , oft sogar um 40 und mehr

Prozent . Die Inanspruchnahme dieses Kredites , die anfangs nicht den

erwarteten Anklang fand , ist nun sprunghaft gestiegen . So mußte

der Gemeinderat bereits im August des vorigen Jahres den veran¬

schlagten Betrag auf 50 Millionen Schilling erhöhen , und nun muß,

sollte die Aktion nicht eingeschränkt werden , eine abermalige Er¬

höhung vorgenommen werden . Der Referent ersucht im Interesse der

großen Bedeutung dieser Kredite für die Mieter solcher alten und

schlechten Häuser , um Annahme des Antrages,
GaW Haus ner ( V0 ) verweist darauf , daß bei der vor Jahren er¬

folgten Zinserhöhung das Argument gebraucht wurde , daß mit diesem

Mehrbetrag die Hausherren die Häuser instanösotsen lassen müssen.

Leider dürfte dies anscheinend doch nicht so gehendhabt werden,
sondern cs werden vielmehr den Mietern ungeheure Belastungen auf¬

erlegt . Er tritt für die Schaffung eines zentralen Reparaturfonds
ein , der die Möglichkeit geben soll , die alten Häuser zu erhalten,
die Wohnungen zu verbessern und den Mietern trotzdem billige Zinse

zu garantieren . Auch eine Reform des Mictengesetzes muß dringend.
• /.



10 . Februar 1956 11Rathaus - Korrespondenz" Blatt 209

gefordert werden sowie die Wiederherstellung eines

Wöhnungsanforderungsrechtes und Strafen gegen jeden
Der Redner tritt auch für ein wirksames Räumungssch
das keine Delogierung ohne geeignete Ersatzwohnung

wirksamen

Wohnung swucher.

utzgesetz ein,
crmöal : cht.

Da cs unter den gegebenen Verhältnissen unmöglich ist , das Voll

nungsproblcm zu lösen , müsse auch dem sozialen Vohnhausbau weit¬

aus größeres Augenmerk zugowendet werden . Er bezeichnet cs als

eine Schande , daß es in unserer Stadt noch 4 . 000 Ausgebombte gibt,
die bis jetzt keine Wohnung bekommen konnten . Dem vorliegenden

Antrag werde seine Fraktion die Zustimmung erteilen.
GR . Mühl h auser ( OVP ) tritt für eine Herabsetzung der Höchst¬

grenze von 5 . 50 S pro Quadratmeter ein , die derzeit zur Gewährung
von zinsenlosen Krediten als Maßstab gilt . Mit einer derartigen
Maßnahme würde nur den ärmsten Mietern dieser Stadt geholfen wer¬
den . Eine weitere Gruppe von Mietern bedürfe jedoch gleichfalls
der Hilfe , und zwar jene , die in den Randbezirken ' unserer Stadt
wohnen und durch die Kanäleinmündungsgebühr hart betroffen worden.
Er stellt den Antrag , auch für die Kanaleinmündungsgebühr einen
Ponds zu schaffen und dadurch billige Kredite zur Verfügung zu
stellen . Der Redner stellt fest , da bis jetzt trotz aller Bemü¬

hungen und auch trotz aller Erfolge das Wohnungsproblem nicht ge¬
löst werden konnte , müßten Mittel und Wege gesucht werden , der

Wohnungsnot wirksam zu begegnen . Die Stadt Wien müßte über den
sozialen Wohnhausbau hinaus den Wohnungsbau fördern . Die Wiener
Stadtwerke haben hier einen Schritt vorwärts getan und ihren
Angestellten durch Zurverfügungstellung von Kapital die Möglich¬
keit zur Schaffung von Wohnungen gegeben . Dine derartige Aktion
mußte auch für die Bediensteten der Hohcitsverwaltung der Stadt

■icn geschaffen werden . Es müßte ein Generalplan erstellt werden,
dop die Lösung der Wohnungsnot und die Verbesserung der Aliwohnun-
gen ermöglicht . Es gehe nicht an , daß 80 Prozent aller Wiener in
alten und schlechten Vohnungen wohnen , ( Beifall bei der ÖVP . )
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StR . Resch stellte in seinem Schlußwort fest , daß sich

G-R , Hausner in keinem einzigen Satz mit der Vorlage beschäftigt
habe , sondern lediglich eine Polemik gegen die Hausbesitzer
dieser Stadt führte , Der Referent habe dazu nichts zu sagen ,
weil « er nicht die Hausbesitzer vertritt . Bei der Rede von G-R.
Mühlhauser , so meinte StR . Resch , habe er bereits so etwas wie
" Wahlluft " in diesem Haus gespurt . Er wirft dem Redner der ÖVP
vor , er habe versucht zu lizitieren . Das 5 f 5fache des Prie-
denszinses , das sind ungefähr 100 Schilling bei Kleinwohnungen.
Ich wäre glücklich , sagte StR . Resch , wenn beim Wohnungseigen¬
turasbau auch nur annähernd so niedrige Zinse gezahlt werden,
( GR . Mühlhause ’ ■ ( ÖVP ) : Aber da erwirbt man ja Eigentum ! ) Der
Debattenredner hat auch die Lösung des Wohnungsproblems befür¬
wortet und empfohlen , alle nur möglichen Maßnahmen zu treffen.
Ich habe auch eine Empfehlung , replizierte StR , Resch . GR.
Mühlhauser brauche nur Minister Karnitz zu empfehlen , daß er
die Streichung des Zuschusses für den Bunde swohn - und Siedlungs¬
fonds zurücknehmen möge ( Beifall bei der SPÖ . )

Abschließend ersucht der Referent um Annahme seines Antra¬

ges , den Antrag der ÖVP empfiehlt er der geschäftsordnungsmäßi¬
gen Behandlung.

Bei der Abstimmung wird der Antrag des Referenten ein -

I stimmig angenomme n , der Antrag der ÖVP wird der g eschäftsOrd nung
mäßigen Behandlung zugewiesen.

Über die Erhöhung der Pürsorgerichtsätze referierte Vize¬
bürgermeister Honay ( SPÖ ) , Er führte aus , das neue ASVG be¬
stimmt gewisse Mindestrenten , die jeder Sozialrentner bekommen
muß . Die heutige Vorlage bezweckt nun , unseren Gemeinderentnern
ebenfalls eine Angleichung an die Mindestrenten nach dem allge¬
meinen Sozialversicherungsgesetz zu gewähren . In diesem Zu¬
sammenhang gab Vizebürgerraeister Honay einige interessante Zan¬
ten über den Umfang der öffentlichen Pürsorge bekannt . Gegen¬
wärtig gibt es in Wien 16 . 105 ständig Befürsorgte ; dazu kommen
tOOO in der Ibc - Pürsorge . 70 Prozent der Dauerbefürsorgten sin^
mehr als 65 Jahre alt , 16 Prozent haben bereits das 80 , Le¬
bensjahr überschritten , 86 Prozent aller Dauerbefürsorgten



10 . Jänner 1956 " Rathaus - Korrespondenz " Blatt 211

sind Frauen . Nach Bezirken aufgegliedert , hat Favoriten die

meisten Dauerbefürsorgten , nämlich 1226 . Bann folgen der 15.

und der 16 . Bezirk . An letzter stelle steht Hietzing mit 197

Dauerbefürsorgten . Im Voranschlag für 1956 waren für die Ren¬

ten der Dauerbefürsorgten 56 Millionen Schilling vorgesehen.
Jac h dem vorliegenden Antrag , der heute genehmigt werden soll,
werden weitere 5 1 5 Millionen S chil ling für die neuen Renten er¬

forderlich sein . Nach der Vorlage sollen ab 1 . Februar fol¬

gende Richtsätze gelten : Für den Alleinstehenden in der geho¬
benen Fürsorge 300 S , für den Hauptunterstützten 280 und für

den Mitunterstützten 200 S . In der allgemeinen Fürsorge be-

kommt der Alleinstehende 270 S , der Hauptunterstützte 250 S und

die Mitunterstützten 180 S . Gleichzeitig entfällt der im Jahre

1953 bewilligte VirtschaftsZuschuß von 20 S monatlich . Vize¬

bürgermeister Honay eri . inerte auch noch an die vielen zusätz¬
lichen Leistungen der Gemeinde für die Dauerbefürsorgten . Ins¬

gesamt werden in diesem Jahr mit den verschiedenen Aktionen der

Gemeinde Vien für Bauerbefürsor g te 133 * 5 Million en Schilling
aufgewendet.

GR . Lauscher ( VO ) betrachtet die vorliegende Erhöhung der
Richtsätze als einen Teilerfolg der Bemühungen der VO
in diesem Haus , eine Erhöhung der Richtsätze für die Dauer-

befürsorgten zu erreichen . Die letzte Erhöhung wurde 1953 be¬
schlossen . Die jetzige Verbesserung war daher schon lange
fällig . Die Gemeinde sollte sich endlich zu dem Standpunkt
durchringen , den Dauerbefürsorgten ein Existenzminimum zuzu¬
gestehen , mit dem sie auch wirklich leben können . Der Redner
hebt dabei hervor , daß die Zahl der Befürsorgten in den letzten
Jahren immer geringer geworden sei.

GR . Nora HiltI ( ÖVP ) führt ais , alle Mitglieder dieses Hauses
sind . sicher erfreut darüber , daß mit dem vorliegenden Antrag
Jie Lage der Dauerbef ürs orgten verbessert wird . Damit ist auch
ein von der ÖVP immer wieder vorgebrachter Wunsch erfüllt worden,
die Rednerin bedauert jedoch , daß die Zubilligung des Wirtschafts
Zuschusses gestrichen wird und stellt einen Antrag , diesen
Zuschuß auch weiterhin zu gewähren . Ferner stellt die Rednerin
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einsn Antrag auf Bezahlung der Kinderbeihilfe für die Mitunter¬

stützten durch die Gemeinde , Bas heißt , daß neben der gesetzlich

festgelegten Kinderbeihilfe von der Gemeinde Wien ein Betrag von

95 S pro Kind ausgezahlt werden soll.

Berichterstatter Vizebürgemeister Honay erklärt in seinem

Schlußwort zu den Ausführungen des GR . Lauscher , die kommunistische

Fraktion werde sich wohl nie mit dem zufrieden geben , was hier be¬

antragt wird , sondern werde immer noch mehr fordern . Er müsse

die Behauptung zurückweisen , daß die Gemeinde trotz des Sinkens

der ü a hl der Dauerbefürsorgten für sie weniger ausgebe als früher.

Die Forderungen der Gemeinderätin Hiltl werden in gewissen
Bundesländern , die keinen sozialistischen Finanzreferenten haben,
auf Widerspruch stoßen . Der Berichterstatter beantragt , die bei¬

den Resolutionsanträge dem Gemeinderatsausschuß IV zuzuweisen.

Die ÖVP - Fraktion möge besonders mit dem Finanzreferenten Nieder¬

österreichs sprechen , denn gerade Landesrat Müllner sei nicht be¬

reit gewesen , dem sozialistischen Landesrat Brachmann Zugeständ¬
nisse hinsichtlich Verbesserungen für die Dauerbefürsorgten zu

machen . Die Gemeinde Wien werde nach wie vor alles tun , um den 'w

Dauerbefürsorgten möglichst ein besseres Dasein zu sichern,

( Beifall bei den Sozialisten . )
Bei der Abstimmung wird der Antrag des Referenten einstimmig

angenommen . Weiter beschließt der Gemeinderat einstimmig , die bei¬
den Resolutionsanträge Hiltl der Geschäftsgruppe IV zuzuweisen.

Sodann berichtet Gemeinderätin Frieda Nöd1 ( SPÖ ) über die
Ehru n g von langjährigen P fl egemüttern . Sie verweist darauf , daß
die Gemeinde Wien 5560 Pflegekinder zu betreuen hat , von denen nur
1170 bei privaten Pflegeeltern untergebracht werden konnten . Rund

1000 dieser Pflegekinder sind schwer erziehbar und müssen schon
aus diesem Grunde in Heimpflege belassen werden.

Man kann nicht oft genug betonen , daß die beste Heimpflege
das Aufwachsen in einem Familienverband nicht ersetzen kann . Die

Magistratsabteilung 11 und auch der Ausschuß für Wohlfahrtswesen

beschäftigen sich daher immer wieder sehr eingehend mit der Frage,
wie man neue Wege finden könnte , um zusätzliche Plätze bei Pfle¬
geeltern zu schaffen.
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Dem Wohlfahrtsausschuß las sin Antrag der Gemeinderätin Br.

Stürzer ( OVP ) vor , eine öffentliche Ehrung von Pflegemüttern

vorzunehmen . Pie zuständige Magistratsabteilung und der Wohl¬

fahrtsausschuß waren jedoch der Ansicht , eine öffentliche Ehrung

allein werde wahrscheinlich kaum einen Anreiz bieten , mehr Frauen

dazu zu bringen , Kinder in Pflege zu übernehmen . Per vorliegende

Antrag sieht nun vor , jenen Pflegemüttern , die seit mehr als

zehn Jahren Pflegekinder der Stadt ■• ien betreuen und bemüht sind,

diesen hindern die Liebe und Obsorge des Elternhauses zu er¬

setzen , Dank und Anerkennung der Stadt . . ien zum nusdruck zu

bringen und sie dadurch zu ehren , daß jede dieser Pflegemütter

ein Diplom erhält und ihr eine Kassette mit Silbergeldstücken

im Werte von 500 Schilling übergeben wird . Jene Pflegemütter,

die durch mehr als zehn Jahre zwei Wiener Pflegekinder betreut

haben , sollen außer dem Diplom eine Kassette mit 1 . 000 Schilling

in 25 - Schilling - Stücken erhalten . ( Lebhafter Beifall)

GR . Helene £ türz
_
er ( ÖVP ) führt aus , daß sich die Öffent¬

lichkeit und vor allem die verantwortlichen Jugendfürsorger bei

der Betreuung von Pflegekindern einem unendlich schwierigen

Problem gegenübersehen , Man kann für diese Kinder materiell

Vorsorgen und Gesetze schaffen , die ihrem hohle dienen . Die

öffentliche Fürsorge kann ihnen aber eines nicht geben , was sie

am allernotwendigsten brauchen würden , nämlich die Liebe einer

Kutter , cs müsse daher alle der Wunsch beseelen , daß sich

möglichst viele Frauen mit echt mütterlichem Herzen finden , die

bereit sind , Pflegekinder in ihre Familie aufzunehmen . Hur jene

Fender , die in einem Familienverband aufwachsen , werden später

einmal nicht mit Verbitterung an ihre Jugendzeit zurückdenken

oder gar einmal ihre Umwelt und die Gesellschaft hassen.

Mit dem Pflegegeld allein kann man das niemals abgelten , was

die Pflegemütter an Opfern , an Arbeit und an Sorgen für diese

Kinder zu erbringen haben * Die Rednerin unterstreicht , daß

keineswegs das Geldgeschenk an die Pflegemütter das Entscheidende

sei , sondern die Tatsache der Ehrung*
/
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Der seinerzeit von der ÖVP eingebrachte Antrag hatte zum Ziele,
daß die gewählten Vertreter dieser Stadt im harnen der gesamten
Bevölkerung diese Mütter ehren und ihnen Dank und Anerkennung Bür
ihre Leistung aussprechen.

Namens der ÖVP - Fraktion dankt die Rednerin allen Pflegemüt¬
tern , denen diese Ehrung zuteil wird , für ihre unzähligen Opfer,
die sie für die Pflegekinder gebracht haben , für die viele Mühe
und die zahllosen schlaflosen Nächte , vor allem aber dafür , daß
cio diesen Kindern das geben , was sie sonst wohl am bittersten
entbehren müßten , die Liebe einer Mutter . Die ÖVP wird dem vor¬
liegenden Antrag selbstverständlich zustimmen . ( Lebhafter Beifall
bei der ÖVP . )

Berichterstatterin GR . Frieda Nödl gibt in ihrem Schlußwort
der Hoffnung Ausdruck , daß die vorgesehene Ehrung der Pflegemüt¬
ter nicht die letzte Maßnahme sein möge , die zugunsten der Pflege¬
kinder der Gemeinde Dien getroffen wird . Der Kohlfahrtsaus schuß
wird sich voraussichtlich schon in allernächster Zeit mit einer
Aktion befassen können , die dazu beitragen soll , mehr Pflegeplätze
für pflegebedürftige Kinder zu beschaffen . ( Beifall bei der SPÖ . )

Bei der Abstimmung wird der Antrag der Referentin einstimmig
angenommen .

S tactrat T haller ( SPÖ ) erstattete hierauf einen Bericht über
die von den Teilnehmern der 1 . Wiener Straßenverkehrsenque te 1955
gegebenen Empfeh1unnen . Er führte unter anderem aus i Mit der Ent¬
wicklung der motorisierten Fahrzeuge ist in den Großstädten der
' ■-eit das Verkehrsproblem in den Vordergrund gerückt . Das Kraft¬
fahrzeug hat das Leben in der Großstadt nachhaltigst revolutio¬
nier u . Es ist daher die Aufgabe jeder verantwortungsbewußten
S oac ^Verwaltung , diesen Problemen besondere Beachtung zu schenken.

Auch bei uns zeigten und zeigen sieh an manchen Stellen kri¬
tische Situationen , die zu besonderen baulichen Maßnahmen führten
Uno führen werden . Es war jedoch klar , daß auf die Dauer Einzel-
losungen nicht ausreichen werden . Daher hat Bürgermeister
Jonas bei seiner Y/ied erwähl angekündigt , daß er eine allgemeine
Jtraßenvorkehrsenquete einberufen werde , die sich mit den Proble-
men dcs Wiener Straßenverkehr und den damit zusammenhängenden son¬
stigen Verkehrsproblemen befassen soll , um für die Zukunft rich¬
tungsweisende Vorschläge zu erstatten.
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In Anbetracht unserer Verkehrssituation war es notwendig,
diese Verkehrsenquete nach Wien schon zu einem Zeitpunkt einzu¬
berufen , der es noch ermöglicht , in einer verhältnismäßig
ruhigen Atmosphäre die Empfehlungen dieser Enquete zu bearbeiten
da der Verkehrsdruck noch kein kritisches Ausmaß erreicht hat.

Für die Abwicklung der I , Wiener Straßenverkehrsenquete
wurde die Form einer sogenannten gesteuerten Enquete gewählt.
Dies war notwendig , um bei dem außergewöhnlichen Umfang der zu
behandelnden Themen den Verlauf der Diskussionen so zu lenken,
daß ein Abirren auf andere Gebiete verhindert wurde.

'' Der Erfolg der Enquete hat gezeigt , daß trotz dieser
scheinbaren Einengung die Diskussionsfreiheit und die Freiheit
der Meinungsäußerung vollkommen gewahrt blieb «. Der Beweis dafür

liegt in der Tatsache , daß es in der großen Zahl der Empfehlungo
auch solche gibt , die bei der Behandlung des gleichen Stoffs
verschiedene Auffassungen darlegen . Den Enqueteteilnehmern war
vor der Enquete ein Organisationsplan übergeben worden , der
außer der Geschäftsordnung und dem Stundenplan vor allem die
thematische Gliederung des Diskussionsstoffes festlegte.

Den Referenten der Haupt - und Ko- Referate war dadurch die

Möglichkeit gegeben , schon frühzeitig ihre Referate dom themati¬
schen Aufbau der Enquete anzupassen . Außerdem war der Enquete
leitung schon bei Beginn der Enquete eine klare Überrsicht über
die durch die Referenten zu behandelnden Themen möglich.

Die I . Wiener Straßenverkehrsenquete begann Montag , den
7 « November 1955 * mit dem Eröffnungspienum , in welchen die
Kommissionen konstituiert wurden . ETngefähr 150 Delegierte und
Gäste des In - und Auslandes waren dem Ruf des Bürgermeisters
gefolgt.

Die Organisation der Enquete sah ein Plenum und fünf
Kommissionen vor , die auf folgende Themengruppen aufgeteilt wa¬
ren :

Kommission I : Grundsätzliches : Leiter , Planungsdirektor
Van Traa , Rotterdam ; Kommission II : Straßenverkehrsplsnungi
Leiter

, Stadtbaurat Prof . Dr . Ing . Hillebrecht , Hannover:
Kommission III : Baulich technische Fragen : Leiter , o . Prof.
Dr . Ing . Pendl , Graz ; Kommission IV : Gesetzliche Maßnahmen:
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Leiter , Baudirektor Dipl . Ing . Sill , Hamburg ; Kommission V:
Verkehrspolitik und öffentlicher Verkehr : Leiter , General¬
direktor der Wiener Stadtwerke Frankowski.

Im Eröffnungsplanum wurd . -n auch die Hauptreferatc der
fünf Kommissionen erstattet , und zwar für die

Kommission I : Prof » Dr . Ingo Leihbrand , Zürich , mit dem
Thema : " Leitgedanken zum modernen Großstadtverkehr "

; Kommis¬
sion II : Dipl . Xng . Schimka , Leiter der M « Abt ° 18 : " Neuzeit¬
liche Straßenverkehrsplanung "

; Kommission III : Prof . Ir . Ing.
Pendl , Graz : " T-echnik dos Straßenbaues von heute "

; Kommission
IV : Baudirektor Dipl » Ingo Sill , Hamburg : " Probleme der
Verkehrsregelung , Verkehrsbeschränkungen und Verkehrssicher¬
heit und Gesetzliche Maßnahmen "

; Kommission V : Direktor Mross,
Hamburg : " Bedeutung und Gestaltung des öffentlichen Verkehrs " .

In den Komrnssionon wurden nach Anhörung der Ko - Reforato
und Kurz - Referate Vorschläge für die vorläufigen Empfehlungen
ausgoarbei tot.

Die Aufgabe der Kommissionen bestand darin , das gestellte
Thema , das im Hauptreferat eine allgemeine Erörterung gefunden
hatte , durch Ko - Referate und Diskussionsreferatc von den ver¬
schiedensten Seiten und Standpunkten zu beleuchten und einer
allgemeinen Klärung zuzuführen . Sodann wurde versucht , eine
vorläufige Formulierung von Empfehlungen zu verfassen»

Diese vorläufigen Empfehlungen wurden dom Zwischenplenum
durch den jeweiligen Kommissionsleitor vorgetragen . Die Teil¬
nehmer an der Enquete hatten Gelegenheit , zu diesen Vorschlägen
jeder Kommission in kurzen Diskussionen Stellung zu nehmen.
Von dieser Möglichkeit wurde ausreichend Gebrauch gemacht.

Sodann wurden diese vorläufigen Formulierungen im Hin¬
blick auf die Diskussionen des Zwischenplenums den Kommissionen
neuerlich zur Beratung und Endformulierung zugewiesen.

In sehr eingehenden Besprechungen und Diskussionen wurde
dann von den einzelnen Kommissionen die Endformulierung erar¬
beitet » Insgesamt wurden 109 Empfehlungen verfaßt . Die Ge¬
schäftsführung hat dann diese endgültigen Formulierungen der
Empfehlungen an die Stadt Wien in einem Heft zusammengefaßt,das im Schlußplenum als Empfehlungen der I . Wiener Straßen¬
verkehrs enquete 1955 an die Stadt Wien der -Stadtverwal tung
durch den Senior der Kommissionsleiter , Planungsdirektor Van
Traa , überreicht wurde»
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Bin Hinweis darauf , wie intensiv gearbeitet wurde , möge

sein , daß 46 Ko - ReBerate und 87 Kurz - Referate gehalten wurden

und im Verlauf der Diskussionen nicht weniger als rund 1,500

Wortmeldungen zu verzeichnen waren.
Besonders rege beteiligten sich die eingeladenen Fachleute

des Auslandes an den Referaten und ICurz - Ref erate n.
Um die große Zahl von 109 Empfehlungen 1 eichter iiberb 1 icken

zu können , liegt es nahe , sie vom Standpunkt ihrer thematischen

Zusammengehörigkeit zu gruppieren , G-reift man nun aus diesen

vorerst einmal jene von besonderer Wichtigkeit heraus , so
seien folgende angeführt t

1 ) Eine G-ruppe von Empfehlungen , die sich mit der Drage
des G- esantverkehrsplanes befaßt,

2 ) Da jeder G- esamtverkohrsplan in Baustufen erstellt
werden muß , so gewinnen jene Empfehlungen besondere Bedeutung,
die sich mit den zu ergreifenden Sofortmaßnahmen , das heißt
also der ersten Baustufe und den darauf folgenden Baustufen
befassen.

3 ) Hat die Enquete sehr deutlich zum Ausdruck gebracht,
daß keine Planung und keine Baudurchführung ohne vorherige
Erforschung der Voraussetzungen wie VerkehrsZählungen und

sonstiger damit zusammenhängender Erhebungen mit den Verkehrs¬

analysen und Verkehrsprognosen und der Unfallstatistik möglich
ist . Auf diesem G-ebiet ist eine große Zahl von Empfehlungen ge¬
geben worden*

4 ) Bei eine besonders große G-ruppe hervorgehoben , die sich
mit allen Fragen der Massenverkehrsmittel befaßt.

5 ) Eine G-ruppe , die sich mit dem Straßennetz , dessen
Leistungsfähigkeit , allen Fragen des Fernstraßenverkehrs,
insbesondere mit der Frage der Autobahneinführung , weiters
mit den Vorschlägen für ein Schnellverkehrsstraßensystem und dem Aus¬
bau fcochbolasteter Knotenpunkte und deren Berechnung beschäftigt.

6 ) Sine sehr reichhaltige Gruppe von Empfehlungen , dio sich
mit allen Fragen , die den ruhenden Verkehr betreffen , ause inandersetzt

v 7 ) Eine spezielle und für Wien sehr entscheidende G-ruppe von
Empfehlungen befaßt sich mit den VechseibeZiehungen zwischen Alt¬
stadtpflege , Altstadtsanierung und Verkehr in der Altstadt.
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8 ) Zu einer weiteren Gruppe könnten alle Empfehlungen zusammen-

gefaßt werden , die den direkten Zusammenhang des Menschen zum Ver¬

kehr behandeln.

9 ) Aus der Erkenntnis der gegenseitigen Beeinflussung , und gegen¬
seitigen Abhängigkeit aller Verkehrseinrichtungen , Verkehrsmaßnah¬

men und Vorsorgen ergibt sich dann folgerichtig eine Gruppe von

Empfehlungen von entscheidender Tragweite , die sich mit den or¬

ganisatorischen Maßnahmen und Einrichtungen befaßt , die notwendig
sind , um deren Koordinierung zu sichern.

10 ) Im Zusammenhang damit stehen jene Empfehlungen , die die Fra¬

ge der Finanzierung aller Verkehrsuntersuchungen , Planungen und
Verkehrsbauten zum Inhalt haben.

Aus der Gruppe 1 sei jene Empfehlung hervorgehoben , daß der

gesamte Verkehr einer Stadt als Einheit betrachtet werden muß.
fiese Forderung findet ihren Niederschlag in jenen Empfehlungen
der Kommissionen I und II , die sich mit der Notwendigkeit befassen,
für den Planungsraum Wien einen Gesamtverkehrsplan herzustellen.
Diese Empfehlungen gehen aber nicht an der Notwendigkeit vorbei,
alle Möglichkeiten für Sofortmaßnalimen offenzuhalten , wobei sie
die Feststellung enthalten , daß diese je nach den betreffenden
Bauvorhaben und den finanziellen Mitteln in Baustufen zu zerlegen
sind.

Für die Planungszeit wird Im allgemeinen ein Zeitraum von
ungefähr 25 Jahren empfohlen . Per Planungsraum greift über das
eigentliche Verwaltungsgebiet der Stadt hinaus.

Eine weitere Empfehlung aus dieser Gruppe besagt , daß die
Grundlage jeder Verkehrsplanung eine generelle Strukturplanung
sein muß . Zwei gesonderte Empfehlungen befassen sich mit den For¬
derungen , die der Wasser - und der Luftverkehr an den Gesamitverkehrs
plan stellen . Für die Planung des Wiener Lonau - Großhafens wird ein
längerer Planungszeitraum empfohlen . Für den Luftverkehr wird außer
dem großen Zeniralflughafen die Frage eines eventuell notwendig
werdenden zweiten Flughafens angeschnitten , weiters Fragen der
diadtabfertigung und des HubscIrrauberdienstes.

Zur
hoben , de.
fflit den 3

Empzehlungsgruppe 2 , Baustufen , sei besonders hervorge-
ß in der Kommission III eine Empfehlung sich eingehend
austufen auf dem Sektor des Straßenbaues befaßt . Lie
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betreffende Empfehlung sieht zwei Stufen vor , wovon die 1 , Stufe

die Neuorganisicrung des Straßenraumes durch baulich - technische

Maßnahmen und die Mobilisierung der Leistungsreserven umfaß !? . In

der 2 , Baustufe soll an die Neuschaffung von Straßenraumen durch

womöglich kreuzungsfreie tangetielle Umfahrungsstraßen geschritten

werden . Mit diesem Expreßstraßensystem wird bereits der lieg der

Verlegung der Verkehrshauptströme zur Gänze oder teilweise in die

zweite Ebene beschritten . Beide Baustufen müssen sich in das Kon¬

zept des Gesamtverkehrsplanes einfügen.
Zur Empfehlungsgruppe 3 , Grundlagen , ist zu sagen , daß aus der

soeben erwähnten Empfehlung ersichtlich ist , daß für alle vorge¬
sehenen Maßnahmen ganz außergewöhnliche finanzielle Mittel bereit¬

gestellt werden müssen . Um diese wirtschaftlichst einzusetzen und

jede Fehlinvestition nach menschlichen Ermessen zu vermeiden , hat

die Enquete in der außerordentlich großen Anzahl von 15 Empfehlun¬

gen sich mit den Fragen der Grundlagenforschung eingehendst befaßt.
So wurde besonderer Wert auf alle Arten von VerkehrsZählungen

gelegt , die die Basis jeder Verkehrsplanung und der mit ihr ver¬
bundenen Investitionen sind,

Eine Empfehlung schlägt laufend Zählungen an Einfallstraßen

vor , eine andere die Feststellung einer Prognose der Kraftfahrzuug-
zunahme und deren ökonomische und soziologische Hintergründe . In
der Schaffung ; einer Haus - und Straßenkartei sieht eine andere

Empfehlung ein wichtiges Mittel , jede Art von Verkehrserregern,
Straßenzustand und ähnliches zu erkennen.

Allein zeßn Empfehlungen befassen sich ausschließlich mit

umfassenden Verkehrszählungen aller Art und den verschiedenen Zähl-
me t ho den.

In der Empfehlungsgruppe 4 kam klar zum Ausdruck , daß das

wirkungsvollste Mittel zur Beförderung von großen Menschenmassen
no c h i mme r die Ma s s o nv e r k e hr s m i 11 e 1 , also Aut ob u s , St r a ß e nb ahn . ,
Stadtbahn , Schnellbahn usw, , sind,

• / .
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Auch hier gewann der Gedanke eines stufenmäßigen Ausbaues
der Massenverkehrsmitte 1 Raum . In ihrer Gesamtheit ergeben
diese Empfehlungen folgendes Bild:

Die Straßenbahn als das Massenverkehrsmittel mit dem der¬
zeit größten Icistungsausmaß ist als Rückgrat des öffent¬
lichen Verkehrs auch weiterhin möglichst leistungsfähig aus¬
zubauen.

Dazu wird der Einsatz moderner Eahrbetriebsmittel , zum
Beispiel Großraumtriebwagen , Zuweisung zweckmäßiger Fahrwege ,
bauliche und verkehrsregelnde Maßnahmen in Verkehrstenoten und
betriebliche Maßnahmen , zun Beispiel Fahrgastfluß usw . ,
empföhle n.

Außerdem ist der Erhöhung der Reisegesehwindigkeit 5 er¬
höhtes Augenmerk zuzuwenden . Ein genereller Ersatz der Straßen¬
bahn durch Buslinien ist nach Meinung der Üb erv/i egenden Mehr¬
heit der Enquete - Teilnehmer derzeit nicht diskutabel.

Im Zusammenhang mit der Herstellung des Generalverkehrs¬
planes und des derzeit im Zuge befindlichen Ausbaues der
Strecke Meidling - Hauptzollamt - Floridsdorf zu einer
Schnellbahn ist die Ergänzung der Stadtbahnlinien zu prüfen.
Die diesbezüglichen Empfehlungen -halten die Verlängerung der
Gürtellinie nach Meidling als geeignet , während die Ver¬
längerung der Gürtellinie nach Hordosten nach Floridsdorf
erst auf Grund des Verkehrserfolges der vorgesehenen Schnell¬
bahn in Angriff genomme n werden soll.

zur Frage der U- Bahn wurde in der Kommission I eine
Empfehlung gegeben , die bisherigen diesbezüglichen Planungen
namentlich mit Rücksicht auf die Verkehrs erSchließung des
1 . Bezirkes einer technischen und wirtschaftlichen Überprüfung
hinsichtlich der Vertretbarkeit und Aktualität zu unterziehen.

Von derselben Kommission wurde eine weitergehende Zusatz-
Empfehlung gegeben , daß der Stammlinie Praterstern - Innere
^ tadt - V/estbahnhof zeitlich bezüglich Planung und Bauaus-
lührung der Vorzug zu geben wäre.
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In einem gewissen Gegensatz hierzu stehen Empfehlungen der
Kommissionen III und V , die darauf hinweisen , daß die U - Bahn als

das kostspieligste aller Massenverkehrsmittel erst in letzter
Linie in Betracht zu ziehen ist . Die Kommission III sieht die
In - Angriffnähme des Baues einer U . Bahn erst vor , wenn sämtliche
Straßenverkehrsmittel und straßenbautechnischen Möglichkeiten
erschöpft sind , die Kommission V in ähnlicher Weise , nämlich,
wenn sämtliche Modernisierungsmaßnahmen zur Leistungssteigerung
der bestehenden Massenverkehrsmittel ausgeschöpft sind.

Die Kotwendigkeit , zu derart kostspieligen Baumaßnahmen zu

greifen , erscheint der Kommission V erst dann gegeben , wenn
durch das sprunghafte Ansteigen des privaten Kraftwagenverkehrs
die Straßenverkehrsverhältnissa so unleidlich geworden sind,
daß schwere wirtschaftliche Schäden ausgelöst werden , und nur
in der Heranziehung der zweiten Ebende durch die Massenverkehrs¬
mittel hier eine Erleichterung geschaffen werden kann«

In mehreren Empfehlungen wurde auch der Tariffrage breiter
Raum gewidmet «, Dabei wurde festgestellt , daß Tarife kosten¬
deckend sein sollen » Weiters wurde als wünschenswert bezeichnet,
das derzeit geltende EinheitstarifSystem dahingehend zu über¬

prüfen , ob es durch eine andere Tarifform aufgelockert oder
auf andere Weise ausgebaut worden könnte.

Die Empfehlungen der Gruppe 5 befassen sich mit dem Stras-
sonnetz der Stadt und den Ausfallstraßen , besonders mit den

Fragen der Autobahn , vor allem hinsichtlich der Steigerung
ihrer Leistungsfähigkeit . Bezüglich der Einführung der Autobahn

Salzburg - Wien wird eine gestreckte Westeinfahrt empfohlen.
Es ist für die Stadtverwaltung interessant , daß mehrere

Empfehlungen den bis jetzt von der Stadtverwaltung eingeschla-
genen Weg für die Leistungssteigerung des Straßenverkehrs gut¬
geheißen und die Verfolgung dieser Anstrengungen in gesteigertem
Maß empfohlen haben . ■ ' ’ i.

Der Differenzierung der Straßen nach ihrem Verkehrswert
soll bei der Wahl ihrer Ausbaukoston Rechnung getragen werden.
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Straßen , die in eng verbauten Gebieten nicht ausbaufähig sind,
sollen durch Arkadierungen in ihrer Leistung gesteigert werden.

In diesem Zusammenhang wird besonders auf die Binbahnerklärung

zur Leistungssteigerung ganzer Vi rtel hingewiesen.
Weiters soll die Möglichkeit der Leistungssteigerung an

Knotenpunkten durch Anwendung von Licht Signalen und fallweise

Einführung der " grünen Welle " weiter verfolgt und studiert

werden.
Zur Gruppe 6 ist zu sagen : Der allgemein erkannten Proble¬

matik der Parkraumnot hat die Enquete ihr ganz besonderes

Augenmerk gewidmet , nie Enquete empfiehlt in dieser Richtung
eine systematische , auf genauen Erhebungen fußend -e Parkraum¬

planung , zumindest für alle von der Parkraumnot betroffenen

Gebiete . Liese Parkraumplanung soll die Möglichkeit der in

der GaragenOrdnung in allgemeinen Grundsätzen festgelegten
Verpflichtungen voll ausschöpfen . Die Parkraumplanungen sind

in den Flächenwidmun - splänen auszuweisen.
Neue Ballungen von ruhe hm Verkehr durch falsch gewählte

Standorte von Hochhäusern , Geschäfts - und Bürohäusern sollen

vermieden werden . Bio Parkplätze sollen so angeordnet sein .,
daß die Leistung des angrenzenden Stra ° enraumes nicht ver¬

ringert wi ^ do
Auch die Frage des wechselseitigen Parkens ist einer

endgültigen Klärung zuzuführen.
Auch bezüglich der Tankstellenverteilung und Anordnung

sind Empfehlungen gegeben worden . Tankstellen sollen grund¬
sät zli h sc angeordnet werden , daß eine Beeinträchtigung
des allgemeinen Verkehrs , auch des Fußgängerverkehrs , möglichst
gering ist.

Für die Auswahl -neuer Standorte von Tankstellen soll
ein Tankstellenbestandplan und ein Tankstellenleitplan heran¬

gezogen werden«
Das Thema der Gruppe 7 - Altstadt und Verkehr - wurde sehr

rege besprochen und hat die einhellige Auffassung gebracht,
daß die Innenstandt wohl vom Durchgangsverkehr freizuhalten ist,
jedoch unter allen Umständen dem Verkehr zugänglich bleiben
muß , wenn sie ein lebendiges Zentrum bleiben soll.
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JJe s schließt nieth aus , daß gewisse sehr vorsichtig auszuwählende

Gebiete zu beschränkten Fußgängerbereichen erklärt werden könnten,
wobei auf das Ladegeschält Rücksicht zu nehmen ist . Ganz besonders

wurde darauf hingewiesen , daß dort , wo Kunstwerte und Vorkehrsan¬

forderung in "Wettstreit sichern , in Anbetracht der kulturellen Be¬

deutung der Wiener Baudenkmäler diese unbedingt zu schützen sind.

Für den Themenbereich 8 war charakteristisch , daß allgemein
die ärkenntnis Platz greift , daß der Verkehr für den Menschen da.

ist und . nicht umgekehrt . Daher ist dieser Faktor Mensch ganz be¬

sonders in d e Überlegungen der Verkehrsplanung cinzubeziehen.

Hier sind die Empfehlungen interessant , die sich mit der

Frage der Fußgoherüberg "
nge sehr eingehend befaßten . Es wurden

Vorschläge für die Art ihrer Ausbildung gemacht , aber auch darauf

hingewiesen , daß sie nur dann wirksam sein können , wenn die nöti¬

gen gesetzlichen Voraussetzungen zum . Schutz des Fußgehers auf den

Übergängen gegeben sind,

Fragen der - Verkehrserziehung wurden sehr eingehend und von
verschiedenen Standpunkten aus beleuchtet , namentlich auf die Ver¬

kehrserziehung der Jugend ist besonders Bedacht zu nehmen.

ZurVermeidung von übermäßigen Verkehrsballungen zu bestimm¬
ten Tageszeiten wurde die Einführung der gestaffelten Arbeite - und
Ladensh lußzeiten diskutiert . Das stellt aber einen sehr weitge¬
henden Eingriff in das private Leben der Bewohner der Stadt dar
und sollte daher sehr genau überlegt werden.

Der Bekämpfung von Lärm , Staub und Abgasen ist im Sinne der

allgemeinen sozial - hygienischen Verbesserung der Großstadt weitest¬

gehendes Augenmerk zu widmen.
Den Fragen der Auflockerung und Begrünung soll weitestgehend

3eachtung ge s chonkt wcrden.

, Um eine vertiefte Erkenntnis über Ursachen , Erscheinungsformen
Unfallhäufigkcit u .

' ä auf Grund der Motorisierung zu gewinnen,
ist ds . s psychische Verhalten aller Verkehrsteilnehmer sorgfältig
zu erforschen und bei der Festlegung von Verkehrsverbesserungen zu
b erüe ksichtige n.

In der Gruppe 9 sind zum Wirksamwerden der zahlreichen Empfeh¬
lungen organisatorische Maßnahmen und Einrichtungen vorgeschlagen,
sie die Koordinierung dieser Empfehlungen sicherstellen sollen.
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Im Mittelpunkt dieser Yorsch .li .pe stehen die Anregungen

zur Schaffung einer ze ntral en übergeord net en Stelle ; die den

G- eneralv erkeh rsplan u nd alle damit zusam menh än gend en Fragen
b ehande ln soll.

Übereinstimmend stellen die hier formulierten Empfehlungen

die Tatsache fest ; daß diese koordinierende Stelle , die als

Verkehrsplanungskommission bezeichnet wurde , auf eine möglichst
breite fachliche Basis zu stellen ist . Außerdem wurde der enge

Zusammenhang der Stadtplanung mit der Verkehrsplanung betont.

Da dieser Verkehrsplanungskommission bei der Festlegung
des G-eneralverkehrsplanes ent scheidende Bedeutung zukommt , wird

ihre Organisation und Zusammenstellung besonders sorgfältiger

Überlegungen bedürfen . Ähnliche Einrichtungen gibt es bereits

in Amerika und in Schweden , die , sinngemäß auf unsere Ver¬

hältnisse angewendet , als Vorbild dienen können,

Aufgabe dieser Verkehrsplanungskommission soll nicht nur

die Aufstellung des Croneralverkehrsplanes , sondern auch des

dazugehörigen langfristigen Finanzierungsplanes sein.

Besonders betont wird , daß solch ein Finanzierungsplan
nicht nur für die Herstellung der rianung , sondern auch für

die schrittweise Durchführung aller Verkehrsmaßnähmen , seien
sie baulicher , organisatorischer oder betriebswirtschaftlicher

Art , notwendig ist.
Die 1 , Wiener Straßenverkehrsenquete war der erste Schritt

auf dem Wege zu einer umfassenden Ordnung , sowohl für die

degenwart wie auch für die Zukunft.
Die zahlreichen Empfehlungen sind nun auf ihren Wert und

ihre Bedeutung sowohl für die Gegenwart wie auch für die
Zukunf t zu üb e rp riif en,

Als Ergebnis der Enquete wäre also an die Realisierung
dieser Empfehlungen zu schreiten , was im Rahmen der Verkohrs-

planungskommission für Wien geschehen soll , dir werden daher
in kürzester Zeit konkrete Vorschläge für die Konstituierung
dieser Verkehrsplanungskommission erstatten . Diese hätte die
in der Enquete begonnene Arbeit fortzuführen.
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I'Ticht zuletzt soll darauf hingewiesen werden , daß die bis¬

herigen Maßnahmen der Stadtverwaltung zur Verbesserung der

Verkehrsverhältnisse von der Enquete gutgeheißen wurden.

Es wurde auch festgestellt , daß in Vien noch kein Verkehrs¬

chaos herrscht , im G- egenteil , daß gute Voraussetzungen für die

Lösung der bestehenden und kommenden Verkehrsprobleme vor¬

liegen , weil gute organisatorische und räumliche Reserven vor¬

handen sind.

Darüber hinaus kam auch klar zum Ausdruck , daß ein besserer

Verkehr nicht nur durch Honsterbauprojekte zu erzielen ist,
sondern daß auch kleine Verbe sserungen gro ße Erleichterange n

schaffen . So kann zum Beispiel mehr Verkehrsdisziplin und

gegenseitige Rücksichtnahme völlig kostenlos erreicht werden.

Die Enquete hat interessante Neuigkeiten gebracht und

zum Teil Bekanntes mit seltener Einmütigkeit bestätigt , eie war

zweifellos ein entscheidender Markstein in der baulichen Ent¬

wicklung Wiens.

In diesem Sinne ersucht der Referent , den Bericht zur

Kenntnis zu nehmen und dem gestellten Antrag zuzustimmen.

( Lebhafter Beifall)
C-R . Kro nberg er ( V0 ) stellt fest , daß von den einzelnen

Kommissionen der Verkehrsenquete in der kurzen Zeit viel und

umfangreiche Arbeit geleistet wurde und spricht den Teilnehmern
Dank und Anerkennung aus . Auf die einzelnen Anregungen ein¬

gehend , stellt der Redner fest , daß den Fußgängern bedeutend
mehr Schutz im Straßenverkehr geboten werden müßte und fordert
ein entsprechendes Besetz . Es müßten ferner mehr Fußgänger¬
übergänge geschaffen werden , die Verkehrsampeln sind zu ver¬
mehren , Einbahnstraßen zu schaffen , usw . Eine endgültige Ver¬

kehrslösung könne jedoch nur der Bau einer U- Bahn bringen . Hier
sind aber noch etliche Schwierigkeiten zu überwinden . Der
Redner appelliert an den Bund , hier einen Beitrag zu leisten.
Die Österreichische Volkspartei könnte auf diesem G- ebiet
ihren Einfluß geltend machen . Die Enquete hob hervor , daß allein
die Vorarbeiten für den Bau einer U- Bahn mindestens zwei Jahre
in Anspruch nehmen , . /
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Die Schaffung eines zweiten Staltbahnringes , dessen Verwirklichung
möglich wäre , könnte gleich durchgeführt werden . Bis jetzt ist

aber auf diesem Gebiet noch immer keine Entscheidung gefallen,
obwohl es ursprünglich hieß , daß der Teil von Meidling nach Flo¬
ridsdorf bereit im März 1957 in Betrieb genommen werden wird . Bas
Floridsdorfer Schnellbahnprojekt würde eine entscheidende Verkehrs¬

verbesserung bedeuten . Ber Redner verweist in diesem Zusammenhang
auf die derzeitigen Verkehrsverhältnisse , auf die ungeheizten
Straßenbahnwagen , verlangt Entfrosteranlagen auf den Plattformen
der Straßenbahntriebwagon , Einführung eines Kurz Streckentarifes
und Abschaffung der finanziellen Doppelbelastung bei Benützung
von Straßenbahn und Autobus . Das tägliche Leben des arbeitenden
Menschen muß angenehmer und leichter gemacht werden . Die Verkehrs-
eucuete habe eine Menge wertvoller Anregungen gegeben . Die Miener
Bevölkerung erwartet nun , daß diese Anregungen bald in die Tat um¬
gesetzt werden,

GR . Br . Prutscher ( ÖVP ) begrüßt die Ausführungen des Stadt¬
rates über die Schaffung einer übergeordneten Stelle , die den
Generalverkehrs ;: lan erstellen soll . Er hofft , da 0 diese Kommission
bald ihre Arbeit aufnehmen wird . Aus den Empfehlungen der Verkehrs¬
enquete ging hervor , daß . die Voraussetzung für einen Generalver¬
kehrsplan die Erstellung eines Strukturplanes ist . Der Redner be¬
dauert , daß Stadtrat Thaller nicht auf die Frage eingegangen ist,
in welcher Meise diese Strukturplanung vorgenommen und vor allem
wann sie erstellt werden soll . Dg e Empfehlungen der Verkehrsenquete
müssen als Ganzes genommen werden . So waren die Empfehlungen für
die U- Bahn in der überv/i egenden Zahl positiv gehalten , man dürfe
also nicht jene herausnehmen , die wohl zuerst im Zwischenplenum
auch positiv waren , dann aber abgeändert wurden . Einer Ausführung
des Stadtrates könne er nicht zustimmen , und zwar jener , daß man
mit dem Bar . der U - Bahn warten will , bis der Verkehrs cs unbedingt
erfordert , mit anderen Worten , bis ein Verkehrschaos eingetreten
ist . Per Redner dankt im Namen seiner Fraktion allen Teilnehmern
an der Verkehrsenquete , insbesondere jenen , die aus dem Ausland
gekommen sind und wertvolle Erfahrungen mitgobracht haben.
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Biese Tagung muß aber ein Anlaß sein , die Dinge , die dort
besprochen wurden , zu überprüfen u^ d das Notwendige ehestens
zu tun . Man dürfe sich nicht damit begnügen , Empfehlungen
entgegenzunehmen , dann aber nur das herausr . ehmen , was einer
vorgefaßten Meinung entspricht , Ls muß rasch und bald vorge¬
sorgt werden , damit die Verwirklichung zeit gerecht erfolgen
kann . Der Re ner hofft , daß der angekündigte Ausschuß baldigst
seine Tätigkeit . aufnehmen wird . ( Beifall bei der ÖVP ) .

GR . Dipl . Ing « Witzmann ( SP'1'- ) stellt fest , daß in der
heutigen und auch in früheren Debatten über Verkehrsfragen
Mißverständnisse geherrscht haben . Stadtrat Thaller hat ja
bereits darauf verwiesen , daß es sich um eine gelenkte Enquete
gehandelt hat mit einer gewissen Zielstellung . Ls war nicht
so , daß diese Enquete gewisse Probleme schon jetzt losen soll.
Das Verkehrsproblem ist erst sehr spät nach T 'ien gekommen.
Andere Städte , haben sich schon früher mit diesen Problemen be¬
schäftigen müssen . Lines der Hauptziele dieser Enquete war,
alle über die Wichtigkeit der Fragen aufzuklären . Ls sind dies
nicht nur Fragen des Verkehrs , sondern auch Fragen der Wirt¬
schaft , die mit dem Verkehr in Verbindung stehen . Ls muß in
der Öffentlichkeit viel meh : über diese Fragen gesprochen
werden . Sie muß zur Kenntnis nehmen , daß sie dafür auch Opfer
wird bringen müssen . Ls wurden von der Enquete viele Anregun¬
gen gegeben , besonders vcn den ausländischen Verkehrsfachleuten
auf G-rund der Erfahrungen ihrer eigenen Städte . Man war ver¬
sucht , diese Lösungen auf Wien zu übertragen . Wien mit seiner
alten Tradition läßt sich aber nicht mit Städten wie New York oder
anderen vergleichen.

Seine Fraktion ist der Meinun g daß jene Probleme , die
rasch gelöst werden müssen , auch rasch gelöst werden . Mit der
dnquete soll nicht ein Endpunkt gesetzt werden , sondern sie ist
als ein Anfang zu betrachten . Der Redner stellt mit Genugtuung
fest , daß Stadtrat Thaller die Schaffung einer ständigen
Verkehrsplanungskommission an ' ekündigt hat . ( Beifall bei
der SPC ) .
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Stadtrat Thal1 er stellt im Schlußwort fest , daß alle drei

Redner sich zustimmend zu seinem Bericht ausgesprochen haben.

Fr möchte daher nur kurz einiges antworten : Die Ausführungen

des G-Ro Kronberger über den Straßenbahntarif usw . stehen heute

ja nicht zur Diskussion , auch die Frage eines gesetzlichen
Schutzes der Fußgänger wäre eine Bundesangelegenheit . Es finden

derzeit diesbezügliche Besprechungen mit den Polizeibehörden

statt . Der Ausbau der Verbindungsbahn als Schnellbahn wäre im

Augenblick eine Fehlinvestition . Es ist dies eine jener Reser¬

ven , auf die nötigenfalls zurückgegriffen werden kann . Slit dem

Ausbau des Nordbahnhofes am Praterstern wird begonnen , sodaß also

dort mit dem Ausbau der Schnellbahnlinie begonnen werden kann.
Auch der Bau der Nordbahnbrücke ist bereits im Gange . Zu den

Ausführungen des GR . Dr , Prutscher ist zu sagen , daß die Ver¬

kehrsplanungskommission sehr bald geschaffen wird . Der Stadtrat

hofft , in einer der nächsten Sitzungen bereits darüber berichten

zu können . Es sind hierfür nur noch einige Vorarbeiten not¬

wendig . Der Generalverkehrsplan wird von der Verkehrsplanungs¬
kommission zu erstellen sein . Die Unterlage dazu muß geschaffen
werden , um den Strukturplan festlegen zu können . Man sollte
über die Weiterentwicklung der Verkehrsverhältnisse nicht

ängstlich sein . Nach den gegenwärtigen wirtschaftlichen Ver¬

hältnissen dürfte die Motorisierung ihren Höhepunkt erreicht
haben . Mit einem weiteren sprunghaften Ansteigen ist nicht zu
rechnen . Zum Thema U - Bahn ist zu sagen , daß selbstverständlich
alle Grundlagen für die Planung ainer U - Bahn geschaffen werden.
Bür die SFC ist die U - Bahn aber nicht wie für die ÖVP und VO
zur Fahne geworden . Seine Fraktion werde diese Dinge zum not¬

wendigen Zeitpunkt lösen und in der geeigneten Form . Gemeinderat
Uilzmann hatte recht , wenn er sagte , wir wollen nicht das , was
in anderen Städten geschieht , auf unsere Stadt übertragen,
sondern wir wollen aus den Erfahrungen und d . n Fehlern anderer
Städte lernen . Alles was gut gemacht wurde , worden wir benützen,
um auch die Verkehrsfragen in unserer Stadt zu lösen . ( Beifall
toi der SPÖ ) .
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Stadtrat Dkfm , Nathsch läg er ( ÖVP ) referierte drei Anträge,
und zwar über die unentgeltli che Bef örderung von Klappkinde r¬
wagen auf der Straßenbahn und Autobu s , über eine Änderu ng der
K inderf ahrp reis cinhebung und über die Verb i 11igung des . Zwei-
lahrtenfahrschei nes für K inder an Sonn - und Fe iertagen . Der
Referent verweist darauf , daß bereits zur Budgetdebatte im
Dezember vorigen Jahres drei diesbezügliche gemeinsame Anträge
der beiden Koalitionsparteien eingebracht wurden . Der erste
Antrag sieht also vor , daß Klappkinderwagen frei befördert
werden ; bisher mußte ein G-epäckfahrschein zu 1,50 Schilling ge¬
löst werden . Die Begünstigung des zweiten Antrages liegt darin,
daß nunmehr Kinder gegen Vorwois einer von den Verkehrsbetrieben
auszustellenden Lichtbildlegitimation den Kinderfahrschein bis
zum Ende des laufenden Schuljahres und der anschließenden Ferien
lösen können , auch wenn sie schon das 14 . Lebensjahr vollendet
haben . Der dritte Antrag sieht eine Verbilligung des Zweifahrten-
Kinderfahrscheines von 80 auf 50 Groschen vor . Der erste Antrag
wird mit Wirkung vom 15 . Februar verwirklicht werden , die
oeiden anderen mit Wirkung vom 1 . März , weil dazu noch gewisse
innerbetrieblicne Arbeiten notwendig sind.

rL * Baller ( VO ) bezeichnet die vorliegenden Anträge als
eine kleine Wiedergutmachung für die Tariferhöhungen . Er er¬
neuert die Forderung nach einem Kurzstreckentarif,

K îttner ( ÖVP ) meint , auch die Mehrheitspartei dürfe
cingesehen haben , daß sie mit der Tariferhöhung zu weit gegangen
ist.

Ga . Maria Jacobi ( SPG ) hebt hervor , daß die Anträge der
Initiative der SPÖ entsprungen sind . ( Gegenrufe bei der ÖVP)

Stadtrat Rathsch lägcr sagt in seinem Schlußwort, - die Frage
cKs Kurzstreckentarifcs ist auch bei der Verkehrsenquete aus¬
führlich Gehandelt worden . Es kam auch eine Empfehlung zu¬
stande , in der verkehrsschwachen Zeit dun Einheitstarif durch
einen Toilstreckentarif zu ergänzen . Die Verkehrsbetriebe haben
‘■Mci. i mit diesem Problem schon befaßt , und es wird vielleicht
ffiöglicn sein , in absehbarer Zeit mit einem entsprechenden Plan
herv o rz utr e t o n,

Zu den Ausführungen von GR . Jacobi sagte der Referent , cs
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mag sein , daß die Anträge auch auf die Initiative der SpÖ zu - .

rückzuf (ihren sind , sicher aber auch auf die Anregungen der ÖVP.

So hatte seine Partei einen Antrag auf Einführung einer soge¬
nannten Ausflugsharte gestellt , der sogar weitergehend war . Ich

glaube aber , so schloß Stadtrat Dkfm , Nathschläger , daß wir uns

einig sind in dem Bestreben , die Familie zu fördern und zu

begünstigen.
Boi der Ab st immung werden die Anträge des Referenten o

_
in

_
-

s t i mm i g _
a n g e n onune n .

Hierauf gelangt die bereits irn Einlauf erwähnte ^ nfrage
der G-emeinderäte Dr . Soswinski , Kronberger und Genossen ( VO ) zur

Behandlung , betreffend " die Verletzung des Koalitionsrechtes,

der Gemeindebediensteten seitens der Gemeindeverwaltung , bezw.

der Wiener Stadtwerkc durch Verfolgung von Vertrauensmännern und

anderen Bediensteten anläßlich gewerkschaftlicher Kämpfe " , für
die die Verlesung und Besprechung , in der heutigen Sitzung bc-

antragt wurd e .
GR . Dr , So swin ski ( VO ) betont in der Begründung der Dring-

lichkeit der Anfrage , die Praxis der administrativen Versetzungen
und Verfolgungen wider Recht . und Gesetz seien ärger als die Gift¬
zähne des Antiterrorgesetzes . Diese Praxis stelle eine Schmach
für unsere Stadt und einen Angriff auf die Rechte der Arbeiter
dar . Daher verlangen die Gemeinderäte der Volksopposition , daß
diese Anfrage dringlich behandelt wird , ( Lebhafte Zwischenrufe
bei den Sozialisten und Gegenrufe bei der VO . )

Der Bürgermeister muß die Abstimmung über die Zuerkennung
dor Dringlichkeit der Behandlung wiederholen , da bei der ersten

Abstirumungshand 1 ung die Worte des Bürgermeisters in den lebhaften
heischenrufen untergegangen waren , sodaß nicht einmal die Vor-
irc tcr der Kommunisten selbst für den Antrag auf dringliche
Behandlung stimmten.

Bei dor neuerlichen Abstimmung wird der Antrag auf Ver¬
lesung und Besprechung der Anfrage noch in dieser Sitzung , für den
nur die Abgeordneten der VO stimmen , a bgclehnt . Der Bürgermeister
ailt m : t , daß die Beantwortung dor Anfrage auf schriftlichem
' Bgc erfolgen wird.

Bürgermeister Jonas schließt die Sitzung um 15 . 50 Uhr.
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Der heutige Schneebericht

10 . Februar ( RK ) Heute früh wurden von der Magistrats - .
abteilung für Stadtreinigung 1 . 635 Schneearbeiter aufgenommen,
die zusammen mit dem städtischen Personal mit der Schneeabfuhr
an wichtigen Verkehrsknotenpunkten sowie der Verbreiterung der
gepflügten Fahrbahnen beschäftigt waren . An motorisierten
städtischen Wagen standen 19 Schnccpflüge , 50 Bcstreuungs-
fahrzeuge , 60 Lastwagen für Schneeabfuhr und vier kleine Schnee
ladcmaschincn in Verwendung . Dazu kamen . noch neun aufgenommene
pferdebespannte Pflüge und 55 Lastwagen.

Wie die Wasserwerke melden , mußte ihr Bereitschaftsdienst
im Laufe des Tages 140 durch Frost gesprengte Wassermesser
auswochscln.

\
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